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15 Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zum Schutze der Berufsbezeichnung „In-
genieur/Ingenieurinnen“ (Ingenieurgesetz – 
IngG) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/6246 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Linssen in 
Vertretung von Frau Ministerin Thoben das Wort. 
Bitte schön. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir behandeln heute in erster Lesung das dritte 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Schutze 
der Berufsbezeichnung „Ingenieur/Ingenieurin“, 
besser bekannt als das Ingenieurgesetz von 
Nordrhein-Westfalen.  

Dieses Ingenieurgesetz ist ein reines Titelschutz-
gesetz. Es legt fest, welche Berufsqualifikationen 
zum Führen dieser Berufsbezeichnung berechti-
gen.  

Warum ist nun eine Änderung erforderlich gewor-
den? – Nach dreieinhalbjährigen Verhandlungen in 
den europäischen Gremien – Kommission, Parla-
ment und Rat – wurde im September 2005 die so-
genannte Berufsqualifikationsrichtlinie 2005/36/EG 
erlassen, die seit dem 20. Oktober 2007 die bis 
dahin geltenden 15 Richtlinien ersetzt. Diese bishe-
rigen Berufsanerkennungsregelungen wurden un-
ter Berücksichtigung der damit gemachten Erfah-
rungen verbessert, klarer gefasst, vereinheitlicht 
und in dieser einen Richtlinie zusammengefasst.  

Mit dieser Reform möchte die Europäische Union 
die Arbeitsmärkte flexibilisieren, die Erbringung 
von Dienstleistungen erleichtern, die automati-
sche Anerkennung von Berufsabschlüssen ver-
stärken und die Verwaltungsverfahren vereinfa-
chen. Die EU-Bürgerinnen und –Bürger sollen 
besser über ihre Rechte informiert werden und 
mehr Unterstützung bei der Anerkennung ihrer 
Qualifikationen erhalten. Es handelt sich um die 
erste umfassende Modernisierung des gemein-
schaftlichen Systems für die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen seit 40 Jahren.  

Ich möchte den Teil zu der Notwendigkeit von gut 
ausgebildeten und hochqualifizierten Ingenieurin-
nen und Ingenieuren, den die Wirtschaftsministe-
rin Ihnen gerne vorgetragen hätte, in Anbetracht 
der Zeit möglichst kurz fassen.  

Sie wissen, wir wollen die Zahl der Ingenieurab-
solventen in Deutschland erhöhen. Wir wollen 
mehr Menschen für den Ingenieurberuf begeis-
tern, ihnen die Berührungsängste mit technisch-
naturwissenschaftlichen Inhalten nehmen.  

Die Landesregierung hat wichtige Weichenstel-
lungen für den Weg zu diesem Ziel vorgenom-
men. Ich erwähne den „Dialog Schule-Wirtschaft“, 
also eine Ergänzung zum Ausbildungskonsens 
Nordrhein-Westfalen, den Ausbau von Partner-
schaften zwischen Schule und Betrieb, die Lan-
desinitiative „Zukunft durch Innovation.NRW“, die 
darauf konzentriert ist, bei jungen Menschen 
Freude an Technik und Naturwissenschaften zu 
wecken, die Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen III, die mit den Hochschulen in der Träger-
schaft des Landes abgeschlossen worden sind – 
hier gibt es konkrete Vereinbarungen, um den in-
genieurwissenschaftlich-technischen Bereich zu 
fördern –, das Projekt „Mädchen wählen Technik“, 
das Projekt „Frauen in der industriellen For-
schung“, die Initiative zum Ausbau der Fachhoch-
schulkapazitäten in den Ingenieur- und Naturwis-
senschaften und bei der Umsetzung des Hoch-
schulpaktes – das besondere Gewicht, das wir auf 
die Schaffung neuer Studienplätze in den Ingeni-
eurwissenschaften legen. Es gibt also demnächst 
einen umfassenden Katalog, den die Landesre-
gierung zur Beseitigung des Ingenieurmangels 
entwickelt.  

Ich möchte noch erwähnen, dass die Bundesre-
gierung bei ihrer Klausurtagung im August letzten 
Jahres auf Schloss Meseberg erste Maßnahmen 
beschlossen hat, die ausländischen Studenten 
und Ingenieure erleichtert auf den deutschen Ar-
beitsmarkt zu lassen. Sicherlich wird es auch für 
die Ingenieure in neuen Mitgliedstaaten leichter 
sein, ohne bürokratische Vorprüfungen hier ihrem 
Beruf nachzugehen. 

Meine Damen und Herren, nach diesem kleinen 
Exkurs möchte ich noch etwas zum Änderungs-
gesetz sagen. Alle EU-Bürgerinnen und –Bürger 
haben grundsätzlich das Recht, sich überall in der 
EU niederzulassen oder Dienstleistungen zu 
erbringen. Dieses Recht darf nicht durch nationale 
Vorschriften der Mitgliedstaaten behindert oder 
eingeschränkt werden. Insbesondere die gegen-
seitige Anerkennung der Berufsqualifikationen 
zwischen den Mitgliedstaaten ist zu gewährleis-
ten, denn das ist eine wichtige Voraussetzung für 
einen freien Personen- und Dienstleistungsver-
kehr.  

Unter den für den Anwendungsbereich der Richt-
linie zentralen Begriff des reglementierten Berufes 
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fallen alle beruflichen Tätigkeiten, bei denen die 
Aufnahme oder Ausübung direkt oder indirekt 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften an 
den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen ge-
bunden ist. Dazu gehört auch das Ingenieurge-
setz des Landes Nordrhein-Westfalen.  

Da die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die Richt-
linie in nationales Recht zu übernehmen, ist das 
nordrhein-westfälische Ingenieurgesetz entspre-
chend zu überarbeiten und an die Richtlinie anzu-
passen. Die fachliche Zuständigkeit für das Ge-
setz liegt im Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie. Die Zuständigkeit für den Vollzug 
des Ingenieurgesetzes liegt bei den Bezirksregie-
rungen. Das Änderungsgesetz enthält alle not-
wendigen Bestimmungen, um das Ingenieurge-
setz 1:1 an die Anforderungen der Richtlinie an-
zupassen. Darüber hinaus beseitigt es veraltete 
Terminologien und berücksichtigt gleichzeitig Ver-
änderungen bei zitierten Rechtsverordnungen 
sowie bei der Bezeichnung der zuständigen Be-
hörde.  

Zur Anpassung des Ingenieurgesetzes an die 
Richtlinie besteht keine Alternative. Weder für den 
Staat noch für die Wirtschaft und die Bürger erge-
ben sich finanzielle Mehrbelastungen. Ich füge 
hinzu: Das freut den Finanzminister ganz beson-
ders. Ich bitte Sie daher, dem vorgelegten Entwurf 
des Änderungsgesetzes Ihre Zustimmung zu ge-
ben. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister, für Ihre kreative Kürzung des Redeent-
wurfs.  

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, 
heute keine weitere Debatte zu führen.  

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 14/6246 an den Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie – federführend – und 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie. Wer damit einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Stimmenthaltun-
gen? – Gegenstimmen? – Das ist einstimmig so 
beschlossen.  

Ich rufe auf: 

16 Landesregierung muss den Bedarf an U3-
Plätzen uneingeschränkt fördern! 

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/6317 

Entgegen dem Ausdruck in der Tagesordnung 
haben sich die Fraktionen zwischenzeitlich darauf 
verständigt, den Antrag heute nicht zu debattie-
ren, sondern erst nach Vorlage des Berichts des 
federführenden Ausschusses.  

Wir stimmen also direkt ab, und zwar über die 
Empfehlung des Ältestenrats. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 14/6317 an den Ausschuss für Generati-
onen, Familie und Integration – federführend – 
und mitberatend an den Ausschuss für Kom-
munalpolitik und Verwaltungsstrukturreform 
sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss. 
Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Dann ist die Überweisung des 
Antrags einstimmig so beschlossen.  

Ich rufe auf: 

17 Gesetz zur Änderung des Altlastensanie-
rungs- und Altlastenaufbereitungsver-
bandsgesetzes, des Landesabfallgesetzes, 
des Landesbodenschutzgesetzes und des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung im Lande Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/6289 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Uhlenberg 
das Wort. Bitte schön. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Hiermit bringe ich das Gesetz zur Änderung 
des Altlastensanierungs- und Altlastenaufberei-
tungsverbandsgesetzes, des Landesabfallgeset-
zes, des Landesbodenschutzgesetzes und des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
im Lande Nordrhein-Westfalen ein. 

Dieses Thema ist besonders wichtig, insbesonde-
re im Hinblick auf die Altlastenproblematik in 
Nordrhein-Westfalen. Ich bitte um entsprechende 
Überweisung und intensive Diskussion in den 
Fachausschüssen. – Vielen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 
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